
Das neue Regionalradiogesetz . 
Wege zur Medienkonzentration? 

Die Regierung scheint Z'Nar 

Angst davor zu haben, daß 

die geplanten Privatradios 

den Rundfunkbereich in 

Österreich so verkommerzia

lisieren werden, daß die Qua

lität des Radios drastisch sin

ken wird, effektive vorbeu

gende Schritte dagegen sind 

aber nicht vorgesehen. Nicht

kommerzielle Radiostatio

nen, ein solches internatio

nal (Europäisches Parlament, 

viele Publizistinnen/en im In

und Ausland) bereits aner

kanntes Instrument gegen

zusteuern , werden weder 

im Regionalradio-Gesetzes

entwurf erlaubt, geschwei

gedenn wird über mögliche 

Finanzierungserleichterun

gen nachgedacht. 

Nach jahrelangem hin und 

her gibt es nun überraschen

derweise doch einen Radio

Gesetzesentwurf der Koaliti

on. Österreich war geZ'Nun

gen, etwas zu ändern, weil 

das derzeitige Rundfunkge

setz nach Meinung des Eu

ropäischen Gerichtshofs in 

Straßburg nicht den Men

schenrechten entspricht. Ge

plant ist nun ein duales Rund

funksystem, bestehend aus 

dem bundesweiten ORF und 

aus Privatradios, die mög

lichst ein ganzes Bundesland 

bestrahlen sollen. 

In ihrer Stellungnahme zum 

Verfahren beim Europäi

schen Gerichtshof hat die 

Bundesregierung u.a. ge

schrieben: 

N ••• es wird traditionellerwei

se abgelehnt, daß Rund-
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funk wie ein der Gewinnma

ximierung dienendes Ge

schäft betrieben wird. N Umso 

unverständlicher ist es, daß 

freie, nichtkommerzielle Ra

dios nun nicht gefördert wer

den sollen. Man braucht nur 

die Entwicklung des Pro

gramms des ORF zu betrach

ten, um zu erkennen, daß 

sich die Gestaltung von Ra

dio- und Fernsehprogram

men nach der Konkurrenz 

richtet. Der ORF hat sich an 

die ausländischen Kom

merzsender angepaßt und 

die inhaltliche Qualität sinkt. 

Nichtkommerzielle Sender, 

die auf hohe Einschaltziffern 

weniger angewiesen sind, 

und daher anspruchsvolle

res Programm machen könn

ten, wären ein Gegenbei

spiel. Dadurch dürften auch 

andere Sender reagieren und 

vermehrt auf Information, 

Bildung und Kultursetzen.lch 

stelle mir ein Programm, das 

für Hörerinnen und Hörer (die 

das auch durch Spenden 

mitfinanzieren würden) ge

macht wird, wesentlich span

nendervor, als ein Programm 

für Werbende Konzerne, für 

die natürlich nur hohe Ein

schaltquoten interessant 

sind. 

Überaschenderweise ist im 

Gesetzesentwurf sogar von 

Lokalradios die Rede, auf die 

bei der Frequenzvergabe 

Rücksicht genommen wer

den soll. Man scheint sich 

also bewußt zu sein, daß es 

einen Bedarf nach lokalem 

Rundfunk gibt. Das Gesetz 

sieht solche Radios allerdings 

nicht vor. Gerade Lokalradi

os (z.B. in Städten und Lan

desteilen) würden sich für 

nichtkommerziellen Rund

funk eignen, da je kleiner das 

bestrahlte Gebiet ist, auch die 

Kosten sinken. Damit sinkt 

aber auch die theoretische 

Reichweite, wodurch etwa

ige Werbeeinnahmen mini

mal werden. Den nichtkom

merziellen Stationen wäre 

das egal, und den Medien

konzernen entgeht praktisch 

nichts vom Werbekuchen. 

(Lokale Frequenzen sind 

reichlich freil . Wer verhindert 

also diese Initiativen, die es 

als Piratenradios in ganz 

Österreich bereits gibt? 

Im Gesetzesentwurf wird 

Objektivität und Vielfalt von 

jedem einzelnen Rundfunk

veranstalter gefordert. Ob 

das mit nur einem Kanal an

nähernd möglich sein wird, 

muß beZ'Neifelt werden. Die 

Argumentation derNGrünenN, 

daß Objektivität nur durch 

Vielfalt, also durch viele Pro

grammveranstalter gewähr

leistet werden kann, klingt 

da schon plausibler. Sie ha

ben, einen eigenen Geset

zesentwurf verfaßt, der ei

nen Fonds vorsieht, aus dem 

nicht durch Werbung finan

zierte Radios unterstützt wer

den sollen. Die kommerziel

len Radios sollen diesen Fond 

durch eine 3 %ige Abgabe 

auf ihre Werbeeinnamen fi

nanzieren. 

Es hat sich nämlich im Aus

land, vor allem in Italien, 

Frankreich und Griechenland 

gezeigt, daß Z'Nar in der er

sten Zeit nach der Rundfunk

liberalisierung noch freie Ra

dios existierten, nach und 

nach aber von den anderen 

geschluckt wurden. Auch ei

nige ehemaligen Mitarbeiter 

des Piratenradios in Wien 

arbeiten inZ'Nischen bei kom

merziellen Projekten mit. 

Ohne finanzielle Unterstüt

zung wären freie Radios auch 

in Österreich kaum lebens ~ 
fähig. 

Die Regierung jedoch geht 

den Weg zum Kommerzra

dio. Zwar dürfen Zeitungs

verlage nur 33 % eines Re

gionalradios besitzen, das 

heißt, aber nichts anderes, 

als daß Krone, Kurier und 

WAl gemeinsam einen Sen

der für Wien- Niederöster

reich (wird als ein Bundes

land gewertet) und zusam

men mit ausländischen In

vestoren Z'Nei weitere Bun

desländerradios betreiben 

könnten. 

Auch die FPÖ hat einen eige

nen Entwurf eingebracht. Da 

er aber wenig innovativ ist 

möchte ich ihn hier nicht dis

kutieren. 

Bemt Koschuh 
Ali Panz 
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